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Beiträge
t Unrechtsbewusstsein als Tatbestandsmerkmal des S 870 ABGB 6g0
Die Anfechtung wegen listiger lrreführung vor dem Hintergrund der Vorsatztheorie
S 870 Fall 1 ABGB eröffnet eine gegenüber S 871 ABGB erweiterte Anfechtungsmöglichkeit, wenn der Ver-
tragspartner des Irrenden diesen vorsätzlich in die Irre geführt hat. Während mittlerweile anerkannt ist, dass
nicht nur das Wissen um die lrreführung, sondern auch das entsprechende Wollen notwendiger Teil des
Listvorsatzes ist, wurde das Unrechtsbewussîsein als möglicher weiterer Teil dieses Vorsatzes bisher noch
nicht untersucht. Da zumindest der schadenersatzrechtliche Vorsatz mehrheitlich im Lichte der Vorsatz-
theorie ausgelegt wird - das Fehlen von Unrechtsbewusstsein also die Vorsatzschuld isd S I2g4 ABGB
entfallen lässt -, hat man sich die Frage zu stellen: Ist die Anfechtung gem S S70 ABGB gerechtfertigt, wenn
der Gegner des Irrenden glaubte, mit seiner List nicht Unrecht zu tun? Den Weg zur methodengerechten
Beantwortung dieser Frage muss zum einen dasjenige Vorsatzverständnis weisen, von dem die Redaktoren
der Urfassung des ABGB und der dritten Teilnovelle beeinflusst waren. Zum anderen sind das telos der (im
Verhältnis zu S 871 ABGB erweiterten) Anfechtungsmöglichkeit gem S 870 ABGB und die angemessene
Rechtfertigung für diese weitgehende Anfechtungsmöglichkeit beim Gegner des Irrenden zu suchen. feden-
falls in einem Großteil der Fälle kann die Vorsatztheorie bei S 870 ABGB mediatisiert durch eine entspre-
chende Vermutung bzw ein Evidenzkriterium Anwendung finden.
Von Ludwig Schmid

)Zum Parteiantrag auf Normenkontrolle. . ... 640
Ein Überblick über die Rechtsprechung des vfGH zu den Antragsvoraussetzungen
Seit 1. 1. 2015 haben Parteien eines ordentlichen Gerichtsverfahrens die Möglichkeit, Normprüfungsan-
träge an den VfGH zu stellen. Im Beitrag wird die Rechtsprechung des VfGH zu den Antragsvoraussetzun-
gen dargestellt, die durch die Tendenz gekennzeichnet ist, im Auslegungsweg, aber auch durch Aufhebung
von Wortfolgen des VfGG den Anwendungsbereich des Normprüfungsantrags spürbar auszuweiten.
Von luliana Spenling

t Auslegungsfragen bei der Nötigung 648
Überlegungen zur sogenannten Drittbeziehung und zum erforderlichen Zwang
Nötigen heißt nach hA, einen anderen zu einem ungewollten Verhalten zu zwingen. Wer durch einen
Drohanruf einen Polizeieinsatz veranlasst, nötigt die Polizei nach Ansicht des OGH nicht, sondern löst
nur die Pflicht zum Einschreiten aus. Da der OGH aber in ähnlichen Konstellationen eine Nötigung bejaht
hat, wird dieser notwendige Zwang näher untersucht.
Von Klaus Schwøighofer

Evidenzblatt
Ð Arbeitsrecht .

oGH 24. 3. 2017,9 ObA 75/16v
92: Ist der Karfreitag ein Feiertag für alle?

{ Konsumentenschutzrecht
oGH 30. 1 . 2017 , 6 0b 140/1 6f
93: Das gegenùber Konsumenten unbeschränkbare Leistungsverweigerungsrecht
Mit Anmerkung von Moritz Zoppel
OGH 26. 1.2017, 3Ob 237116y . . .

94: Messestand ist ein Geschäftsraum
Mit Anmerkung von Gundula Wenger-Haørgassner

å Schadenersatzrecht . . . . .

oGH 26. 1.2017,2 0b 50/16s
95: Direktklage, Unfallort Türkei
Mit Anmerkung von Alexander Wittwer
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{ Schuldrecht
oGH 1 0. 2. 2017 , 1 0b 209/1 6 s
96: Verkäufer haftet für Aus- und Einbaukosten bei Verkauf mangelhafter Steinplatten

Ð Verfahrensrecht
oGH 22. 2. 2017 , 3 0b 23411 6 g
97: Anwendbares Recht bei Unterhalt nach Übersiedlung ins Ausland
Mit Anmerkung wn Claudiø Rudolf

+ Wertpapierrecht
oGH 21. 2.2017,4 0b 148/16t
98: Keine Wissenszurechnung im Haftungsverbund Íïir den Anleiheverkauf

Ð Strafprozessrecht
OGH 5. 4.2017,13 Os 11/17t
99: Opportunitätsprinzip

OGH 5. 4.2017,15 Os 8/17s
100: Beweisverbot

OGH 4. 4.2017,14 Ns 14l17w
101: Vorprüfung des Strafantrags

EvBl-Leitsätze
{ Familienrecht
oGH 26. 4.2017,7 0b 46t17s
105: Auftrag zur Teilnahme an Mediationssitzungen unzulässig

{ Persönlichkeitsrecht . .

oGH 29. 3.2017,6 0b 231l16p
106: Kameraüberwachung: Verbotsberechtigung der juristischen Person

{Schadenersatzrecht . . .

oGH 10. 2. 2017, 1 0b 174t16v
107: Der Baustellenkoordinator haftet nicht gegenüber einem verletzten Selbständigen

OGH 29.3.2017,1 Ob 161/16S . . . .

108: Der Pathologe ist Erfüllungsgehilfe des überweisenden Gynäkologen

-Ð Schuldrecht .

oGH 27.2.2017,1 0b 16t17k
109: Baustopp trifft - bei vertragsgemäß angebotener Leistung - den Besteller

oGH 29. 3.2017,6 0b 58/16x
110: Kein unbefristeter Umtausch firr ungültig erklärter Briefmarken

å Urheberrecht
oGH 28. 3.2017, 4 0b 43/17b
111: Namensnennung des Fotografen in der Metadatei verpflichtet zur Herstellerbezeichnung

Ð Versicheru n gsvertragsrecht
oGH 29. 3.2017,7 0b 98/16m
112: Anwendbarkeit der SS 100ff VersVG (für,,Hypothekargläubiger") auf feuerversicherte Superädifikate

4 Zivilvertahren
oGH 29. 3.2017,6 0b 44/17i
1 13: Gerichtsstand der Honorarklage

{ Strafprozessrecht
OGH 2. 3.2017,12 Os 100/16x,101/16v
114: Glaubwürdigkeit von Zeugen als Gegenstand der Mängelrüge
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OGH 21.3.2017,11 Os 1ôl17p,17117k
115: Keine staatliche Aufsicht über Verteidigerverhalten

OGH 4. 4.2017,14Os 101/f6h . .,
116: Ausl Ermittlungen ohne österr Veranlassung kein Gegenstand von S 281 Abs I Z 2 SLPO
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Ð Kadreitag: Feiertag fur alle? - Oder doch nicht!
Anmerkung zu OGH 24. 3. 2017,9 ObA 75/16v
Von Christoph Brenn

Ð Wessen Ehegatten sind ,,deren" Kinder? . . . .

Von lohannes Oberløber

Bericht
{ Sprache und Recht. .

Von Robert Fucik

JeIzt/demnächst in Kraft

Kosten
Ð Kostenseitig
Von losef Obermaier

Standards
Ð Buchbesprechungen
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Aufsätze

Dimitrios Linardatos

Von Anscheinsbeweisen im Zahlungsdiensterecht und fehlgeleiteten Gesetzgebern
Der Beitrag zeigt, wie sich ein fehlgeleiteter EU-Richtliniengeber, der über die in einem Mitgliedstaat vorherrschende
Rechtslage unvollständig informiert war, anschickte, mit der Zahlungsdiensterichtlinie ll ein Rechtsinstitut in
Deutschland abzuschaffen, das es in dervon ihm zugrunde gelegten Form gar nicht gibt.

Daniel Klocke

Die Widerrufbarkeit von Verträgen über Türöffnungen
Aktuell rückt die Frage in den Mittelpunkt, ob bei Türöffnungen durch Schlüsselnotdienste ein Widerrufsrecht
besteht oder dies ausgeschlossen ist, weil es sich um eine Reparaturmaßnahme handelt. Die Frage hat in der Praxis
für große Unsicherheit gesorgt und soll daher im Folgenden eingehend diskutiert werden.

Zur Rechtsprechung

Carsten Schütz /Thomas Sitte
Sterben-Dürfen an der Grenze derVerhältnismäßigkeit
(BVerwG, NJW 2Ot7, 2275)

Frank Bayreuther
Vorbehaltlose dynamische Bezugnahmeklauseln nach einem Betriebsübergang
(EuGH, NJW 2077,2178)

Bericht

Klaus Schneider
Entwicklung bei den Allgemeinen Bedingungen für die Rechtsschutzversicherung bis Frühjahr 2017
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K.-N. Peifer
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Europäische Gerichte

EGMR 1ó.02. 16 - 72850/14
Unterbringung von Kindern zur Vorbereitung
derAdoption

EUGN 27.04.17 - C-68O/15
Fortgeltung dynamischer Bezugnahmeklauseln
nach Betriebsübergang

EuGH 0ó.04.17 - C-336/15
Kündigung nach Betriebsübergang -
Vorbeschäftigungszeiten beim Veräußerer

Zivilgerichte

BGN 07 .O2.r7 - Vt ZR I82/ 16
Verweis auf technisch gleichwertige Reparatur-
möglichkeit in,,freier" Fachwerkstatt
(Anm. B. Heßeler)

BGH 23.03.17 - |tZR93/16
Vorwurf der groben Fahrlässigkeit im Zusammen-
hang mit Anlageberatungen

BGH 1ó.05.17 - Xt ZR 430/ t6
Verjährung des Schadensersatzanspruchs wegen
Falschberatung über Finanzierungsmodell

BGN 26.04.17 - tV ZR t26/ 16
Vertragsanpassung der Witwenrente auf
eingetragene Lebenspartner (Anm. M. Becker)

BGH 30.11.16 - X|ZB I73/16
Klärung der Abstammung trotz vorliegenden
Absta m mu n gsgutachtens

Editorial
M usterpolizeigesetz: Einheitlichkeit gegen den Terror?
A. Esposito

Themen der Zeit
Modernes Recht für eine moderne Gesellschaft
H. Maas
Ehegattensplitting: Ungerecht und kinderfeindlich?
Ch. Schmidt
Zur Wertgrenze der Nichtzulassungsbeschwerde
D. Klocke
Audiovisuelle Aufzeichnung von Vernehmungen
F. Neubacher/M. Bachmann

OLG Köln 09.L2.16 - t9 U 43/L6
Minderungsberechnung - Brutto-Nachbesserungs-
kosten zuzüglich Minderwert (Anm. A. Huß) 2206

BGH 20.04.17 - \XZR2s2/16
Rückforderungsanspruch bei Leistung auf eine
tatsächlich nicht bestehende Schuld

BGH 18.05.17 - V| ZB 38/16
Rechtsbehelf zurAufhebung einer Pfändung -
Vollstreckungsbeschränkung (Anm. S. L. Gössl)

OLG Kobienz 14.03.17 - 13 UF 44/17
Ermittlungspflichten bei Zweifeln an der Minder-
jährigkeit eines Flüchtlings

Strafgerichte

BGH 1s.02.17 - 4 StR 375/16
Nachstellung mit Todesfolge - Gefahrspezifischer
Zusammenhang bei Opfersuizid (Anm. 5. Ast)

Verwaltungsgerichte

BVerwG O2.O3.I7 - 3C19/15
Erlaubnis zum Erwerb einer tödlichen Dosis
eines Betäubungsmittels zur Selbsttötung

Arbeitsgerichte

BAG 1.4.O2.r7 - 9 AZR 386/ 16
Eigenständiges tarif liches Fristenregime zu Verfall
von Mehrurlaub

Finanzgerichte

BFN 26.04.17 - |t B 100/16
Keine Zusammenveranlagung bei nichtehelicher
Lebensgemeinschaft

Zwischenruf
Rassistische Parolen - Meinungsfreiheit hat Grenzen
H. Cremer

Rechlspolitik im Gespräch
lntegration und doppelte Staatsangehörigkeít
B. Crzeszick

Pro & Contra
Einführung eines Finanz-TÜV?
P. Mattii/Ch. Yoo

Rechts-Fragen
Was meinen Sie, Frau Nöhre?

INHALT
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2773

2178

21.79

2182

2I99

2202

2208

2277
BGH 18.11.16 -VZR49/L6
Optischer,,Nachteil" bei Anderung einer,,betagten,,
baulichen Veränderung 21,84

2787

2789

2797

2275

222r

2796

M¡t NJW-Jubiläumsqu¡z: NJW-aktuell S. L5

Jetzt online: ZRP Heft 5 / 2Ot7

2223

5NJW-aktuell 30/2017



INI.IALT

Aufsätze

Ruben A. Hof mann / Peter Fries

Der äußerungsrechtliche Geldentschädigungsanspruch im digitalen Zeitalter
Der Beitrag geht der Frage nach, welche Auswirkungen die technischen Gegebenheiten des lnternets auf den
Geldentschädigungsanspruch haben. Die Frage stellt sich, da das lnternet durch soziale Netzwerke und bestimmte
Funktionen neue und intensivere Möglichkeiten schafü, Persönlichkeitsrechte zu verletzen.

Björn Krug/ Christoph Skoupil
Befragungen ¡m Rahmen von ¡nternen Untersuchungen
Die Untersuchung möglicher Compliance-Verstöße durch lnternal lnvestigations gehört zum Alltag deutscher
Unternehmen. Die Befragung von Auskunftspersonen in lnterviews ist integraler Bestandteil solcher Untersuchun-
gen. Der Beitrag skizziert rechtliche Fragestellungen hierzu und bietet Orientierungspunkte für die Praxis.

Zur Rechtsprechung

Gregor Albers
Aufteilung von Preisen bei Gewinnspielen
(LG Arnsberg, NJW 2077,24271

Bericht

Nikolaus Stackmann
Aktuelle Rechtsprechung zum Bankrecht

Andy Groth
Aktuelle Entwicklungen im SGB ll

Kanzlei & Mandat

Claus-Henrik Horn
Prtifung der Wirksamkeit von Testamenten und Erbverträgen

NJW-aktuell
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Rechtsprechung

Europäische Gerichte

EGN/R 18.02.16 - 62.054/12
Unterbringung eines verurteilten Straftäters in
einem psychiatrischen Krankenhaus

EuGH 29.03.L7 - C-652/15
Aufenthaltsrecht eines im Bundesgebiet geborenen
Kindes eines türkischen Arbeitnehmers

Zivilgerichte

BGH 23.05.17 -VtZR9/17
Berücksichtigung von Umrüstkosten für eín
Taxi bei fiktiver Schadensabrechnung
(Anm. H.-U. Poppe)

BGH 01.0ó.17 - V| ZR 95/ 16
Aufklärungspflicht des Gutachters über Risiko
teilweiser Nichterstattung seines Honorars
(Anm. M. Vuia)

BGH 2I.06.17 - tV ZR 17 6 / 15
Nutzungsersatz bei Rückabwicklung eines Lebens-
versicherungsvertrags (Anm. C. Arm brüster)

BGH 29.O3.17 - tV ZR 533/15
Erstattung der Kosten einer Lasik-Operation
in der privaten Krankenversicherung
(Anm. G. R. Gramse)

BGH 18.11".16 -V 2R266/14
Anspruch auf Grundbuchberichtigung aus
Anfechtung einer Pfandfreigabeerklärung

BGH 1ó.05.17 - Vt ZR t35/ 13
Dynamísche I P-Adresse als personenbezogenes
Datum (Anm. C. Bierekoven)

LG Arnsberg O2.03.I7 - I O 1,51/ 16
Bruchteilsgemeinschaft bei Kronkorken-
gewinnspiel

Strafgerichte

BGH28.0ó.L7-5StRB/17
Sicherungsverwahrung neben lebenslanger
Freiheitsstrafe bei besonderer Schuldschwere

BGH 08.02.17 - 1 StR 483/16
Geltendmachen von Abmahnkosten als Betrug -
Gebührengenerierung

Verwaltungsgerichte

VGH Múnchen 1,8.O4.t7 - 1,228 17.59O
Berücksichtigung von Kindern bei der Registrie-
rung für öffentlich geförderten Wohnraum

Arbeitsgerichte

BAG 22.O3.L7 - 5 AZR 424/ t6
Mindestlohnwirksame Prämie und Zulage für
tatsächlich geleistete Arbeitsstunden
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,,Ehe für alle" - Ende der Diskriminierung oderVerfassungsbruch?
Die so genannte Ehe für alle ist beschlossene Sache. Der Beitrag untersucht, welche Änderungen die Neuregelung

jenseitã bloßer Symbolik bringt und ob es für die öffnung der Ehe eines verfassungsändernden Gesetzes bedurft

hätte.

Nathalìe Oberthür

Das Gesetz zur Förderung derTransparenz von Entgeltstrukturen
Das kürzlich in Kraft getretene Entgelttransparenzgesetz soll benachteiligende Entgeltstrukturen aufbrechen und

zu mehr Geschlechtergerechtigkeit beitragen. Dãr Beitrag stellt die Neuregelung vor und prüft, ob sie ihrem

Anspruch gerecht wird.
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øn dtr Oxford Uniaersity - eindrucþs-
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Wrnetzung. Ein besonderes Hr7ht Sht
war das Gipfebrffin imAþiicenier
in 2.450 Metern Höhe øm Kitzstein-
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nach Vorarlberg einlädt.
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PRASIDENT

Digitale Heraus-
forderungen meistern

Digitøle Anuendangen und das

Sammeln uon Daten greifen irnmer
stärker in Ablàufe unseres täglichen

Lebens eln. Vir rnüsen uns an diese

Gegebenheiten ønpassen, sie uns

zunatze machm, aber dennoclt ein

waches Auge auf mögliche Risiþen

haben. Døten werd¿n aach uon

Städten und Gemeind¿n gesammelt

and uerarbeitet, dabei ist aber stets

aaf die Pers ö n li c h þ e itsre c hte der
Bärgerlnnen zu achten. Zudem

brøucht e¡ einen þritischen Umgang

rnit digitølen Medien. Digitale
I{ornpetenzen sollten da.her schon in

drr Schale uerrnitteh werden.

rYeitere Themen drs diesjrihrigen

Städtetages uaren die anstehende

Schalreforrn, interþornmunale Zusam-

menar b eit, Innens tødtentut ic h lang
sowie Angebot und Finanzierung uon

Sport- und Freizeiteinrichtungen in
d¿n Städten und Gemeind¿n. Themen,

die u. ø. im Rahrnen d¿r FAG-
Wrhandlungen auch zuhünfiig

B erüc hsic b tigung f.nden rnihs en.

Dr. Míchael Hiliupl,
Präsident Osteneichisch er Städte bund
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lT-Rechtsfragen aus der Praxis

Maria-Urania Dovas

> ç 15 FAO Selbststudium Die Pflicht zur Löschung
von Daten: Anderungen durch die DSGVO und Um-

setzung im Unternehmen
Ab 25.5.2078 ¡st d¡e DSGVO auf alle Unternehmen in-

nerhalb (und teils auch außerhalb) der Eu/des EWR

anwen d bar. D i e Entw i ckl u n g d es D ate n sch utzrechts
hin zu einer,,Datenschutz-Compliance" im Unter-
nehmen Iegt es nahe, die Verpflichtung, zur Lö-

schung von Daten, die (wie andere Pflichten nach
der DSGVO auch) bei einem Verstoß mit einem ho-
hen Bußgeld bewehrt ¡st, ernst zu nehmen.

Dr. Klaus Röttgen
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Vorlieferanten - lst der Softwarelieferant Erfül-

Iungsgehilfe i.S.v.5 278 BGB?

Beí Ausfall einer Software und eínem daraus resul'
tierenden Schaden kommt es häufig zwischen dem

Auftragnehmer und dem Kunden zu Diskussionen

über die Haftung, und die Verursachungsbeiträge
der Parteien. Die S¡tuation wird noch komplizierter,
wenn der Mangel auf einem Softwarefehler des Vor'

lieferanten des Auftragnehmers beruht. Der vorlie-
gende Aufsatz soll einen kurzen lJberblick zur ver-

tragl i che n Schad e nse rsatzhaftu n g des Auftragn e h-

mers geben.

Hinweise zur Vertragsgestaltung

Thomas Söbbing
> lT-Vertragsgestaltung 4.0 - Agilitåt, Flexibilitåt,

lnnovat¡onen und intelligente Anreizsysteme als

Grundsåulen morderner Vertragswerke
Agi I e P ro gram m i e ru n g, CIou d Co m p ut¡ n g, I nte rn et
of Things und distributive lnnovationen passen nur
schlecht in die Welt klassischer Vertragsgestaltung
u n d Vertragstype n. Di e h e ut¡ ge n Gesch äftsm od e I I e

verlangen von der FIexÌ-

bi l¡tät, Innovationen und
me. Der Beitrag soll einen
derungen und
tung 4.0 geben.
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Andreas Gerhart[: Der Dienstzettel

Die Verpflichtung zur Ausstellung eines Dienstzettels kann mit etlichen Tücken verbunden sein. Dies betrifft sowoht den lnhalt
des Dienstzettels als auch die Abgrenzung zum Arbeitsvertrag. Schließtich stellt sich die Frage, welche Konsequenzen es hat,
wenn der Arbeitgeber seiner Verpflichtung nicht nachkommt. Näheres dazu von Dr. Andreas Gerhqrtl im aktue[len Beitrag.
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Conrad Pramböck: Wie Sie den Vertrieb mit einem finanziellen Bonus motivieren

Der aktuelle Beitrag von Dr. Conrad Pramböck zeigt, wie Bonussysteme gestaltet sein müssen, um für das Unternehmen und
die Vertriebsmitarbeiter positiv zu wirken, wie die Grenzen des Bonussystems festzulegen sind, wie ein Bonussystem den
Mitarbeitern kommuniziert werden soll und welche Rotle die Führungskräfte dabei spielen.
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etwaigen Entlassungs- oder Schadenersatzprozess tatsächlich nutzen kann. Auch ist zu klären, welche zwin-

genden AN-Interessen dem AG-Interesse an Aufklärung allenfalls vorgehen. Fehler bei solchen Untersu-
chungen können im Prozess - beide Seiten - teuer zu stehen kommen.
Datenschutzrechtliche Grenzen sowie kollektiwertragiiche Fragen sind nicht Gegenstand dieses Beitrags,

werden aber dort, wo es unerlässlich ist, gestreift.
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Versorgungsanspruch aus dem

Grundgesetz
Das >Erdbeben<, das das Bundesverfas-

sungsgericht (BVerfG) mit seiner Entschei-

dung vom 6.tz.zoo5 im l(ranl<enversiche-

rungsrecht ausgetöst hat, wirl<t immer

noch deutlich nach. Unmittelbar aus den

Grundrechten der Versicherten aus Art. z
Abs. r und Abs. z Grundgesetz (GG) in Ver-

bindung mit dem Soziatstaatsprinzip hat

das Gericht elnen Anspruch gegen die

l(ranl<enl<assen auf Versorgung mit solchen

Behandtungsmethoden und Medil<amen-

ten abgeleitet, die grundsätzlich nicht zum

Leistun gsumfan g der l(ranl<enversicherung
gehören. Dieser verfassungsunmittelbare

Anspruch besteht, wenn in Fätten einer te-

bensbedrohtichen oder regetmäßig tödlich

verlaufenden Erl<ranl<ung vom regu[ären

Leistungskatatog der Gesetztichen Kran-

l<enversicherung (Gl(V) umfasste geeigne-

te Behandtungsverfahren oder ArzneimitteI

nicht zur Verfügung stehen und die vom

Versicherten gewählte andere (ralternati-

ve<) Behandlungsmethode eine nicht ganz

fernliegende Aussicht auf Heilung oder zu-

mindest positive Beeinftussung des Kranl<-

heitsverlaufs verspricht (BVerfG, Beschluss

vom 6.n.zoo5 - t BvR 347 l98).

Gesetzgeber hat reagiert
Der Gesetzgeber hat die Entscheidung auf-
genommen und ihrdurch die Regelungdes

$ z Abs. r a Fünftes Buch Soziatgesetzbuch
(SGB V) Rechnung getragen. ln dieser Vor-

schrift wird einer tödlich verlaufenden Er-

l<ran l<ung eine >zum indest wertungsmäßig

vergleichbare< Erl<ranl<ung gleichgestettt,

doch wird diese zusätztiche, über die

Rechtsprechung des BVerfG hinausgehen-

de Voraussetzung von der Rechtsprechung

des Bundessozialgerichts (BSG) eng aus-

getegt. Dieses Gericht vertangt, dass die

Erkrankung >mit großer Wahrscheinlich-

l<eit< zum Tod führen l<ann, und lehnt eine

Ausweitung des Anspruchs auf Kranl<-

heiten, die die Lebensqualität der Betroffe-

nen nachhaltig beeinträchtigen, aber nicht

tödtich vertaufen, regelmäßig ab. Diese

Sicht steht mit dem GG in Einklang, wie

sich aus einer Entscheidung des BVerfG

vom 11.4. zoy ergibt.

Klägerin benötigt ungenehmigte Therapie

Die Versicherte leidet seit zoo8 an der

Hauierl<ran l<ung >rU rticaria-Vasculitis<, die

mit schweren l{autveränderungen und

Schwe[[ungen verbunden ist. Besonders

belastend sind die immer wieder auftre-

tenden Schwellungen der Zunge, die po-

tenzietl zur Ersticl<ung führen l<önnen. We-

gen der Erfolglosigl<eit der bisherigen

Therapien sottte in der Ambutanz der Haut-

l<linil< des Universitätsklinil<ums Heide[-

berg eine intravenöse lmmunglobulin-The-

rapie (lVlG) vorgenommen werden. Diese

Medikamente sind für die Behandlung der

Urticaria-Vascutitis nicht zugetassen, so-

dass die l(rankenl<asse die Ü

1

Zugelassene NotfallbehandIung
Die Versicherte hatte mit ihrem Begehren

auf l(ostenübernahme vor dem Soziat-

gericht (SG) Mannheim sowohl in der

Hauptsache sowie im Verfahren des einst-

weitigen Rechtsschutzes Erfolg. Die

l(rankenkasse übernahm in Umsetzung ei-

nes Beschlusses des SG im Verfahren nach

5 86 b Sozialgerichtsgesetz (SGG) ab Mitte
zoro Therapiel<osten in Höhe von ca.

832,ooo Euro, wehrte sich aber im Haupt-

sacheverfahren weiter gegen ihre Ver-

pftichtung. Damit hatte sie schließlich vor

dem Bundessoziatgericht (BSG) Erfotg. Die

ter in l(asselhaben die Klage mit Urteit

l(rankenversicherung
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Die gesetzliche Kranl<enversicherung muss grundsätzlich nur die Kosten für zugelassene
Heilverfahren und Medikamente tragen. Ein Anspruch auf Leistungen außerhalb des Kata-

logs besteht nur ausnahmsweise, wenn sich der Patient in einer Notlage durch eine nahe

Lebensgefahr befindet und die Behandtung Aussicht auf Heilung verspricht.
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Zur Entscheidung

des BVerfG vom

6.12. zoo5 und
ihren Konsequen-
zen s. ausführlich
SozSich 5lzoo6,
S. t74-t79
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